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20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 
   

 

 

 

 Änderungsantrag 
19.01.2022 

HHA 

Fraktion der SPD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

         
 Inhalt des Antrags: Einrichtung einer Ombudsstelle 
 
Einzelplan  15 Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  15 05 Philipps-Universität Marburg 
Buchungskreis: 2900 

 
Förderproduktnummer 
lt. Leistungsplan 

14 (neu) 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Ombudsstelle UKGM 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 0,0 +150,0  150,0 
 Produktabgeltung 0,0 +150,0  150,0 

 
Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 

 
Begründung des Änderungsantrags: 
Angesichts von Aktionen, Petitionen und Berichten über schwierige Zustände und Probleme in der Pflege, Überstunden, 
Überlastung, verhärtete Fronten zwischen Hausspitze und Beschäftigten, erscheint es sinnvoll, eine unabhängige 
Beratungs- und Beschwerdestelle einzurichten, an die sich Beschäftigte, aber auch Patientinnen und Patienten bei 
Konflikten zur Schlichtung wenden können. So könnte Abhilfe geschaffen und ein dauerhafter Beitrag zur Beruhigung 
und Stärkung von Arbeitnehmerinteressen geleistet werden. Dafür sind Sach- und Personalmittel für 1,5 Stellen 
vorgesehen.  

 
 

Wiesbaden, 19. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Günter Rudolph 
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